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KURZE BEGRÜNDUNG 

Die Kommission schlägt eine neue Verordnung zur Schaffung eines 

Finanzierungsinstruments für die Entwicklungszusammenarbeit (DCI) vor. Die derzeitige 

Verordnung läuft am 31. Dezember 2013 aus. In einem Mitentscheidungsverfahren steht das 

Europäische Parlament nunmehr vor der Aufgabe, den Charakter, die Ziele und den 

Einsatzbereich des größten Finanzierungsinstruments für auswärtiges Handeln für den 

Zeitraum 2014-2020 festzulegen. 

Das übergeordnete Ziel der Entwicklungspolitik der Union bleibt der aktive Beitrag zur 

Verminderung und – langfristig – Beseitigung von Armut, wie dies im Vertrag über die 

Europäische Union festgelegt ist. Hierfür möchte Ihr Berichterstatter, dass die DCI auch zu 

einer nachhaltigen und integrativen wirtschaftlichen, sozialen und ökologischen Entwicklung, 

einschließlich menschenwürdiger Arbeit, sowie zur Förderung von Demokratie, 

internationalen Arbeitsnormen, der Rechtsstaatlichkeit, verantwortungsvoller Staatsführung 

und der Achtung von Menschenrechten beiträgt. Um wirksam zu diesen Zielen beizutragen, 

schlägt die Kommission einige Änderungen des DCI vor. 

Die Kommission beabsichtigt, das DCI in Einklang mit den jüngsten internationalen Trends 

in der Entwicklungspolitik zu bringen. Ihr Berichterstatter begrüßt diesen Ansatz, möchte 

aber die Exekutive darauf beschränken, sich auf Dokumente zu stützen, die durch die 

Legislative erstellt oder gebilligt wurden, insbesondere den Konsens über 

Entwicklungspolitik, und nicht auf Dokumente, die einseitig von der Exekutive selbst erstellt 

wurden. Um die beabsichtigte Benutzung dieses Instruments weiter klarzustellen, schlägt Ihr 

Berichterstatter den Mitgesetzgebern vor, in den Anhängen IV und V dieser Verordnung mehr 

ins Detail zu gehen und die Änderung dieser Anhänge einem Gesetzgebungsakt 

vorzubehalten. 

Die Kommission schlägt vor, eine Differenzierung hinsichtlich Partnerländern vorzunehmen, 

wobei ihre Bedürfnisse, Kapazitäten, Verpflichtungen und Leistungen sowie die potentiellen 

Auswirkungen in den Partnerländern berücksichtigt werden, ohne dass ein 

Übergangszeitraum zugestanden wird. Ihr Berichterstatter begrüßt grundsätzlich einen 

differenzierten Ansatz und einen Schwerpunkt auf Ländern und Regionen, in denen der 

größte Bedarf besteht. Dabei sollten die Bedürfnisse in enger Zusammenarbeit mit den 

Partnerländern in einem Prozess ermittelt werden, in den die Parlamente und die 

Zivilgesellschaft einbezogen werden müssen. Ihr Berichterstatter ist der Meinung, dass die 

Kommission beim Ausschluss von Ländern von der bilateralen Entwicklungszusammenarbeit 

zu weit gegangen ist, und schlägt vor, verschiedene lateinamerikanische Länder wieder in die 

Liste der förderfähigen Länder in Anhang III aufzunehmen.  

Die Kommission schlägt vor, bei der Umsetzung des Instruments die Flexibilität zu erhöhen 

und die Komplexität zu verringern. Ihr Berichterstatter begrüßt die Bemühungen um eine 

Steigerung der Effektivität des Instruments. Der Bedarf an Flexibilität darf aber nicht dazu 

führen, dass die parlamentarischen Pflichten zur Kontrolle des Haushalts ausgehebelt werden. 

Die Forderung der Kommission, einen Freibrief für bis zu 60 % des Budgets des Instruments 

zu bekommen, ist deshalb nicht akzeptabel. Vielmehr muss die Liste der Bereiche der 

Entwicklungszusammenarbeit, mit denen man sich über dieses Instrument befasst, 

erschöpfend sein. Außerdem möchte Ihr Berichterstatter die Option bewahren, dass der 
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Mitgesetzgeber Einwände gegen Vorschläge der Kommission zur Neuzuweisung von Mitteln 

über einem bestimmten Grenzwert sowie gegen Änderungen nichttechnischer Natur erhebt, 

indem gefordert wird, dass Änderungen als delegierte Rechtsakte eingeführt werden.  

Darüber hinaus ist Ihr Berichterstatter der Meinung, dass Handel ein wichtiger Motor für 

Entwicklung sein kann. Allerdings kann nicht ignoriert werden, dass in den Peer-Review-

Berichten 2012 der OECD Fragen der Handelspolitik 25 % aller Fälle ausmachten, die 

hinsichtlich des Zieles der Politikkohärenz im Interesse der Entwicklung bedenklich waren. 

Die EU hat Politikkohärenz im Interesse der Entwicklung zu einer zentralen Säule ihres 

konzertierten Kampfes gegen Armut gemacht. Deshalb muss die Art und Weise, in der 

Handelsfragen in diesem Instrument behandelt werden, sorgfältig in Einklang mit den 

Entwicklungszielen gebracht werden. Ansonsten würden Tätigkeiten im Handelsbereich nicht 

für eine Finanzierung aus dem DCI infrage kommen. Ihr Berichterstatter unterbreitet 

verschiedene Vorschläge, um die Ziele im Zusammenhang mit Handel und Wirtschaft an den 

Entwicklungsrahmen anzupassen. 

Die Unterstützung der gemeinsamen Afrika-EU-Strategie über das DCI ist eine 

begrüßenswerte Innovation im Kommissionsvorschlag. Zur Beseitigung von Armut muss 

Afrika seine wirtschaftliche und handelspolitische Zersplitterung überwinden, wie dies vor 

kurzem in einer Studie der Weltbank festgestellt wurde. Die EU sollte alles in ihrer Macht 

Stehende unternehmen, um die regionale und kontinentale Integration zu unterstützen.  

Schließlich begrüßt Ihr Berichterstatter die beträchtliche Aufstockung der Mittel für das DCI. 

 

ÄNDERUNGSANTRÄGE 

Der Ausschuss für internationalen Handel ersucht den federführenden 

Entwicklungsausschuss, folgende Änderungsanträge in seinen Bericht zu übernehmen: 

Änderungsantrag 1 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 3 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(3) „Der Europäische Konsens über die 

Entwicklungspolitik“ und die Mitteilungen 

der Kommission „Für eine EU-

Entwicklungspolitik mit größerer 

Wirkung: Agenda für den Wandel“ und 

„Der künftige Ansatz für die EU-Hilfe an 

Drittstaaten“ sowie sämtliche künftigen 

Mitteilungen, in denen Leitlinien und 

Grundsätze für die Entwicklungspolitik 

(3) „Der Europäische Konsens über die 

Entwicklungspolitik“, der Vertrag über die 

Europäische Union (EUV) und der 

Vertrag über die Arbeitsweise der 

Europäischen Union (AEUV) sowie die 

von der Union und den Mitgliedstaaten 

im Kontext der Vereinten Nationen und 

insbesondere der UNCTAD und dem 

UNDP sowie anderen zuständigen 
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der Union aufgestellt werden, und die 

entsprechenden Schlussfolgerungen 
bilden den allgemeinen Rahmen, die 

Leitlinien und den Schwerpunkt für die 

Durchführung dieser Verordnung.  

internationalen Organisationen 

gebilligten Ziele bilden den allgemeinen 

Rahmen, die Leitlinien und den 

Schwerpunkt für die Durchführung dieser 

Verordnung.  

Begründung 

Die Exekutive der Union sollte sich für die Umsetzung der politischen Instrumente der Union 

an Dokumenten orientieren, die von der Legislative mitverfasst oder gebilligt wurden, und 

nicht an Mitteilungen, die einseitig von der Exekutive selbst herausgegeben wurden. Deshalb 

sollten Rechtsvorschriften keine Bezugnahme auf Dokumente enthalten, die nicht vom 

Gesetzgeber beeinflusst wurden, insbesondere nicht in Form eines Freibriefs („sämtliche 

künftigen Mitteilungen“). 

 

Änderungsantrag 2 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 5 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(5) Die Union bemüht sich ferner um 

Kohärenz mit anderen Bereichen ihres 

auswärtigen Handelns. Dies sollte bei der 

Festlegung der Politik der 

Entwicklungszusammenarbeit der Union, 

bei der strategischen Planung, der 

Programmierung und der Umsetzung der 

Maßnahmen gewährleistet werden. 

(5) Die Union ist fest entschlossen, die 

Politikkohärenz im Interesse der 

Entwicklung voranzubringen und für 
Kohärenz zwischen den verschiedenen 

Bereichen ihres auswärtigen Handelns und 

zwischen diesen und ihren anderen 

Politikbereichen zu sorgen. Die Politik 

der Union im Bereich 

Entwicklungszusammenarbeit verfolgt als 

vorrangiges Ziel die Verminderung und 

Beseitigung von Armut. Durch ihre 

auswärtige Politik wird eine nachhaltige 

wirtschaftliche, gesellschaftliche und 

ökologische Entwicklung von 

Entwicklungsländern gefördert. Dazu 

gehört die Förderung von 

Menschenrechten, sozialer Gerechtigkeit, 

Arbeitsnormen, auf fairem Handel 

beruhende Beziehungen und Praktiken, 

die für Umwelt und Klima von Bedeutung 

sind. Entwicklungsprogramme, durch die 

die Handelsbeziehungen verbessert, 

ausgeweitet, geregelt oder erleichtert 

werden sollen, werden den gleichen 

Grundsätzen folgen.  
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Dies sollte bei der Festlegung der Politik, 

bei der strategischen Planung, der 

Programmierung der Maßnahmen und 

ihrer Umsetzung gewährleistet werden. 

Die Union bemüht sich um einen 

effizienten Einsatz der verfügbaren 

Ressourcen, um ihre Wirkung zu 

optimieren. 

 

Änderungsantrag 3 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 9 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(9) Im Bereich der 

Entwicklungszusammenarbeit orientiert 

sich die Politik der Union und ihr Handeln 

auf internationaler Ebene an den MDG – 

wie die Beseitigung extremer Armut und 

des Hungers –, einschließlich späterer 

Änderungen dieser Ziele, sowie an den 

entwicklungspolitischen Zielen und 

Grundsätzen, die die Union und ihre 

Mitgliedstaaten im Rahmen der Vereinten 

Nationen (VN) und anderer internationaler 

Organisationen im Bereich der 

Entwicklungszusammenarbeit gebilligt 

haben. 

(9) Im Bereich der 

Entwicklungszusammenarbeit orientiert 

sich die Politik der Union und ihr Handeln 

auf internationaler Ebene an den MDG – 

wie die Beseitigung extremer Armut und 

des Hungers –, einschließlich späterer 

Änderungen dieser Ziele, sowie an den 

entwicklungspolitischen Zielen und 

Grundsätzen, die die Union und ihre 

Mitgliedstaaten im Rahmen der Vereinten 

Nationen (VN) und anderer internationaler 

Organisationen im Bereich der 

Entwicklungszusammenarbeit gebilligt 

haben. 

 Die Union muss in Übereinstimmung mit 

der Organisation der Vereinten Nationen 

für industrielle Entwicklung (UNIDO) 

den Ausbau der industriellen 

Zusammenarbeit Nord-Süd und Süd-Süd 

durch Investitionen, Kapazitätsaufbau, 

Technologietransfer und eine nachhaltige 

industrielle Entwicklung unterstützen, die 

den Entwicklungsländern dabei hilft, 

Vorteile aus dem Globalisierungsprozess 

zu ziehen.   

 

Änderungsantrag 4 

Vorschlag für eine Verordnung 
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Erwägung 9 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (9a) Die Mitglieder der WTO 

verpflichteten sich auf der 4. WTO-

Ministerkonferenz in Doha zur 

durchgängigen Berücksichtigung des 

Handels in ihren Entwicklungsstrategien 

und zur Gewährung handelsbezogener 

technischer Hilfe und Unterstützung beim 

Aufbau von Kapazitäten, was auf der 7. 

WTO-Ministerkonferenz erneut betont 

wurde. 

Begründung 

Hierdurch wird die entsprechende Erwägung aus der derzeitigen DCI-Verordnung 

übernommen. 

 

Änderungsantrag 5 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 9 b (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (9b) Verbesserungen beim Binnenhandel 

und beim Handel zwischen Regionen sind 

ein Schlüsselelement erfolgreicher 

Wachstums- und Entwicklungsstrategien. 

Die Union sollte ihre Unterstützung für 

die Bedürfnisse des Binnenhandels und 

der regionalen Integration verstärken. Sie 

sollte die Integration von 

Entwicklungsländern in die 

Weltwirtschaft gemäß ihrem Bedarf 

unterstützen und gleichzeitig der offenste 

Markt für Entwicklungsländer bleiben, 

um zum Erfolg dieser 

Entwicklungsstrategien beizutragen. Die 

Union sollte ihre Politik der Förderung 

von Multilateralismus in der 

Handelspolitik durchsetzen und die 

Verhandlungskapazitäten von 

Entwicklungsländern stärken. 
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Änderungsantrag 6 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 11 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(11) Die Hilfe der Union sollte 

schwerpunktmäßig dort erfolgen, wo sie 

sich angesichts deren Kapazität, global zu 

agieren und auf globale Herausforderungen 

wie Beseitigung der Armut, nachhaltige 

und breitenwirksame Entwicklung und 

weltweite Förderung von Demokratie, 

verantwortungsvoller Staatsführung, 

Menschenrechten und Rechtsstaatlichkeit 

zu reagieren, sowie angesichts deren 

langfristigen und verlässlichen 

Engagements in der Entwicklungshilfe und 

Koordinierungsrolle gegenüber ihren 

Mitgliedstaaten stärker auswirkt. Um die 

angestrebte Wirkung zu erreichen, sollte 

der Grundsatz der Differenzierung nicht 

nur auf der Ebene der Mittelzuweisungen 

angewandt werden, sondern auch auf der 

Ebene der Programmierung, um 

sicherzustellen, dass die bilaterale 

Entwicklungszusammenarbeit gezielt auf 

diejenigen Partnerländer ausgerichtet wird, 

die am bedürftigsten sind, einschließlich 

fragile Staaten und besonders gefährdete 

Staaten sowie Staaten, die über begrenzte 

Möglichkeiten verfügen, auf andere 

Finanzierungsquellen zur Unterstützung 

ihrer eigenen Entwicklung 

zurückzugreifen, wobei jeweils die 

potenzielle Wirkung der Hilfe der Union in 

den Partnerländern zu berücksichtigen ist. 

Folglich würde die bilaterale 

Programmierung nach Anwendung 

objektiver Kriterien, die auf dem Bedarf 

und den Kapazitäten dieser Länder sowie 

auf der Wirkung der EU-Hilfe beruhen, auf 

solche Länder ausgerichtet werden. 

(11) Die Hilfe der Union sollte 

schwerpunktmäßig dort erfolgen, wo sie 

sich angesichts deren Kapazität, global zu 

agieren und auf globale Herausforderungen 

wie Beseitigung der Armut, nachhaltige 

und breitenwirksame Entwicklung durch 

offenen und fairen Handel und weltweite 

Förderung von Demokratie, 

verantwortungsvoller Staatsführung, 

Menschenrechten, internationalen 

Arbeitsnormen und Rechtsstaatlichkeit zu 

reagieren, sowie angesichts deren 

langfristigen und verlässlichen 

Engagements in der Entwicklungshilfe und 

Koordinierungsrolle gegenüber ihren 

Mitgliedstaaten stärker auswirkt. Um die 

angestrebte Wirkung zu erreichen, sollte 

der Grundsatz der Differenzierung nicht 

nur auf der Ebene der Mittelzuweisungen 

angewandt werden, sondern auch auf der 

Ebene der Programmierung, um 

sicherzustellen, dass die bilaterale 

Entwicklungszusammenarbeit vor allem 

diejenigen Partnerländer zugute kommt, 

die am bedürftigsten sind, einschließlich 

fragile Staaten und besonders gefährdete 

Staaten sowie Staaten, die über begrenzte 

Möglichkeiten verfügen, auf andere 

Finanzierungsquellen zur Unterstützung 

ihrer eigenen Entwicklung 

zurückzugreifen, wobei jeweils die 

potenzielle Wirkung der Hilfe der Union in 

den Partnerländern zu berücksichtigen ist. 

Folglich sollte der Schwerpunkt der 

bilateralen Programmierung nach 

Anwendung objektiver Kriterien, die auf 

dem Bedarf und den Kapazitäten dieser 

Länder sowie auf der Wirkung der EU-

Hilfe beruhen, auf solchen Ländern 
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liegen. Für Länder, die nicht mehr für 

eine Förderung im Rahmen der 

nationalen geografischen Programme in 

Betracht kommen, muss die Möglichkeit 

eines schrittweisen Abbaus der Hilfe 

vorgesehen werden, wobei den 

schwächsten Bevölkerungsgruppen 

besondere Beachtung zuteil werden muss, 

sowie der Umstand berücksichtigt werden, 

dass es einigen dieser Länder auch nicht 

mehr möglich sein wird, die 

handelsbezogenen Vorteile aus dem 

Allgemeinen Präferenzsystem (APS) in 

Anspruch zu nehmen, sodass sie in 

doppeltem Maße negativ betroffen sein 

werden. 

 

Änderungsantrag 7 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 14 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(14) Vor dem Hintergrund der 

Globalisierung werden verschiedene 

interne Politikbereiche der EU, wie 

Umwelt, Klimawandel, Beschäftigung 

(einschließlich menschenwürdiger Arbeit 

für alle), Geschlechtergleichstellung, 

Energie, Wasser, Verkehr, Gesundheit, 

Bildung, Recht und Sicherheit, Forschung 

und Innovation, Informationsgesellschaft, 

Migration, Landwirtschaft und Fischerei, 

zunehmend auch Teil des auswärtigen 

Handelns der EU. In der Mitteilung der 

Kommission „Europa 2020: Eine 

Strategie für intelligentes, nachhaltiges 

und integratives Wachstum“ wird das 

Engagement der Union zur Förderung 

intelligenten, integrativen und nachhaltigen 

Wachstums im Rahmen ihrer internen und 

auswärtigen Politik bekräftigt, indem drei 

wichtige Bereiche zusammengeführt 
werden: Wirtschaft, Soziales und Umwelt. 

(14) Vor dem Hintergrund der 

Globalisierung werden verschiedene 

interne Politikbereiche der EU, wie 

Umwelt, Klimawandel, Förderung 

erneuerbarer Energien, Beschäftigung 

(einschließlich menschenwürdiger Arbeit 

für alle), Geschlechtergleichstellung, 

Energie, Wasser, Verkehr, Gesundheit, 

Bildung, Recht und Sicherheit, Kultur, 

Forschung und Innovation, 

Informationsgesellschaft, Migration, 

Landwirtschaft und Fischerei, zunehmend 

auch Teil des auswärtigen Handelns der 

EU. Der Erfolg der Binnenstrategie der 

Union zur Förderung intelligenten, 

integrativen und nachhaltigen Wachstums 

hängt davon ab, dass die internationalen 

Handelspartner der Union wirtschaftliche 

und gesellschaftliche Fortschritte 

erzielen, was im Rahmen ihrer internen 

und auswärtigen Politik gefördert werden 

sollte.  
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Änderungsantrag 8 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 15 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(15) Bekämpfung des Klimawandels und 

Umweltschutz zählen zu den großen 

Herausforderungen der Union, bei denen 

Handeln auf internationaler Ebene 

dringend notwendig ist. In 

Übereinstimmung mit den Absichten, die 

in der Mitteilung der Kommission „Ein 

Haushalt für ,Europa 2020‘“ vom 

29. Juni 2011 formuliert wurden, sollte 

diese Verordnung zu dem Ziel beitragen, 

mindestens 20 % des EU-Haushalts für die 

Schaffung einer klimaresistenten 

Gesellschaft, die geringe CO2-Emissionen 

verursacht, einzusetzen, und mindestens 

25 % der Mittel des Programms zu den 

globalen öffentlichen Gütern und 

Herausforderungen sollten für die Bereiche 

Klimawandel und Umwelt eingesetzt 

werden. Maßnahmen in diesen beiden 

Bereichen sollten einander soweit wie 

möglich gegenseitig ergänzen, um ihre 

Auswirkungen zu verstärken. 

(15) Bekämpfung des Klimawandels und 

Umweltschutz zählen zu den großen 

Herausforderungen der Union und aller 

ihrer internationalen Partnerländer und -

regionen, mit denen sie Handel treibt und 

Geschäfte tätigt und bei denen Handeln 

auf internationaler Ebene dringend 

notwendig ist. Durch die vorliegende 

Verordnung sollte ein Beitrag zu dem Ziel 

geleistet werden, mindestens 20 % des EU-

Haushalts für die Schaffung einer 

klimaresistenten Gesellschaft, die geringe 

CO2-Emissionen verursacht, einzusetzen, 

und mindestens 25 % der Mittel des 

Programms zu den globalen öffentlichen 

Gütern und Herausforderungen sollten für 

die Bereiche Klimawandel und Umwelt 

eingesetzt werden, wobei der Beitrag des 

Welthandels und des Transports von 

Gütern, insbesondere unverarbeiteten 

Rohstoffen, zu den klimarelevanten 

Emissionen zu berücksichtigen ist. 

Maßnahmen in diesen beiden Bereichen 

sollten einander soweit wie möglich 

gegenseitig ergänzen, um ihre 

Auswirkungen zu verstärken. 

 

Änderungsantrag 9 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 16 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(16) In der Mitteilung „Für eine EU-

Entwicklungspolitik mit größerer 

Wirkung: Agenda für den Wandel“ ist die 

Fortsetzung der Unterstützung für soziale 

(16) Unterstützung für soziale Inklusion 

und menschliche Entwicklung sollte das 

Ziel von mindestens 20 % der 

Entwicklungshilfe der Union sein. Dazu 
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Inklusion und menschliche Entwicklung im 

Umfang von mindestens 20 % der 

Entwicklungshilfe der Union vorgesehen. 

Um zu diesem Ziel beizutragen, sollten 
mindestens 20 % der Mittel des 

Programms „Globale öffentliche Güter und 

Herausforderungen“ zur Unterstützung 

dieses Entwicklungsbereichs eingesetzt 

werden. 

sollte die Unterstützung der Bereitstellung 

einer sozialen Grundversorgung, 

insbesondere bei der Gesundheitsfürsorge 

und der Bildung gehören. Mindestens 

20 % der Mittel des Programms „Globale 

öffentliche Güter und Herausforderungen“ 

sollten zur Unterstützung dieses 

Entwicklungsbereichs eingesetzt werden. 

 

Änderungsantrag 10 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 17 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(17) Die Liste der Partnerländer im 

Rahmen dieser Verordnung sollte auf der 

Grundlage etwaiger Veränderungen ihrer 

Einstufung durch den 

Entwicklungsausschuss der Organisation 

für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 

Entwicklung (OECD/DAC), sowie bei 

erheblichen Veränderungen in den 

Bereichen menschliche Entwicklung, Grad 

der Abhängigkeit von externen 

Hilfeleistungen, Krisensituationen, 

Anfälligkeit sowie anderer Aspekte, wie 

die Dynamik des Entwicklungsprozesses, 

angepasst werden. Solche 

Aktualisierungen, Überprüfungen der im 

Rahmen der bilateralen 

Entwicklungszusammenarbeit 

förderfähigen Partnerländer und 

Änderungen der Definitionen der einzelnen 

Bereiche der Zusammenarbeit und 

Aktivitäten sowie Anpassungen der 

Richtbeträge der Mittelzuweisungen für die 

einzelnen Programme bilden 

nichtwesentliche Elemente dieser 

Verordnung. Damit der Geltungsbereich 

der sich rasch verändernden Realität in 

Drittländern angepasst werden kann, 

sollte der Kommission folglich nach 

Artikel 290 des Vertrags über die 

Arbeitsweise der Europäischen Union die 

(17) Die Liste der Partnerländer im 

Rahmen dieser Verordnung sollte auf der 

Grundlage etwaiger Veränderungen ihrer 

Einstufung durch den 

Entwicklungsausschuss der Organisation 

für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 

Entwicklung (OECD/DAC), sowie bei 

erheblichen Veränderungen in den 

Bereichen menschliche Entwicklung, Grad 

der Abhängigkeit von externen 

Hilfeleistungen, Krisensituationen, 

Anfälligkeit sowie anderer Aspekte, wie 

die Dynamik des Entwicklungsprozesses, 

angepasst werden. Aktualisierungen und 

Überprüfungen der im Rahmen der 

bilateralen Entwicklungszusammenarbeit 

förderfähigen Partnerländer und 

Änderungen der Definitionen der einzelnen 

Bereiche der Zusammenarbeit und 

Aktivitäten sowie Anpassungen der 

Richtbeträge der Mittelzuweisungen für die 

einzelnen Programme sollten von der 

Kommission als Gesetzgebungsvorschläge 

vorgelegt werden, durch die die 

notwendigen Änderungen der Anhänge I, 

III, IV, V, VI und VII dieser Verordnung 

eingeführt werden. 
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Befugnis zur Annahme von Rechtsakten 

in Bezug auf die Aktualisierung der 

Anhänge dieser Verordnung übertragen 

werden, die unter anderem die Liste der 

für eine Finanzierung durch die Union in 

Betracht kommenden Partnerländer und 

–regionen, die Bestimmung der einzelnen 

Bereiche der Zusammenarbeit im 

Rahmen der geografischen und 

thematischen Programme und die 

Richtbeträge der Mittelzuweisungen für 

die einzelnen Programme enthalten. 

Besonders wichtig ist, dass die 

Kommission im Rahmen der 

Vorbereitung angemessene 

Konsultationen auch auf Expertenebene 

durchführen sollte. Bei der Vorbereitung 

und Ausarbeitung delegierter Rechtsakte 

sollte die Kommission zudem dafür 

sorgen, dass die einschlägigen 

Dokumente gleichzeitig, pünktlich und 

ordnungsgemäß an das Europäische 

Parlament und den Rat übermittelt 

werden. 

Begründung 

Die Mitgesetzgeber sollten ein hohes Maß an Kontrolle über die Finanzmittel behalten, die 

über das größte externe Finanzierungsinstrument der Union zur Verfügung gestellt werden. 

 

Änderungsantrag 11 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 18 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(18) Zur Gewährleistung einheitlicher 

Bedingungen für die Durchführung 

dieser Verordnung sollten der 

Kommission Durchführungsbefugnisse 

übertragen werden. 

entfällt 

 

Änderungsantrag 12 

Vorschlag für eine Verordnung 
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Erwägung 19 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(19) Die Durchführungsbefugnisse im 

Zusammenhang mit dem 

Strategiepapieren und den 

Mehrjahresrichtprogrammen nach den 

Artikeln 11 bis 14 dieser Verordnung 

sollten im Einklang mit der 

Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des 

Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 16. Februar 2011 zur Festlegung der 

allgemeinen Regeln und Grundsätze, 

nach denen die Mitgliedstaaten die 

Wahrnehmung der 

Durchführungsbefugnisse durch die 

Kommission kontrollieren, ausgeübt 

werden. Da diese 

Durchführungsrechtsakte der politischen 

Ausrichtung dienen oder Auswirkungen 

auf den Haushalt haben, sollten sie im 

Allgemeinen nach dem Prüfverfahren 

angenommen werden, es sei denn, es 

handelt sich um Maßnahmen von 

geringem finanziellem Umfang. Die 

Kommission sollte sofort geltende 

Durchführungsrechtsakte erlassen, wenn 

dies in hinreichend begründeten Fällen, 

in denen eine rasche Reaktion der Union 

erforderlich ist, wegen äußerster 

Dringlichkeit geboten ist. 

entfällt 

 

Änderungsantrag 13 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 2 – Absatz 1 – Buchstabe b – Ziffer ii 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

ii) Förderung der Demokratie, der 

Rechtsstaatlichkeit, der 

verantwortungsvollen Staatsführung und 

der Achtung der Menschenrechte. 

ii) Förderung, Konsolidierung und 

Voranbringen der Demokratie, auch 

durch faire und transparente Wahlen, der 

verstärkten Achtung der Menschenrechte, 

der sozialen Gerechtigkeit und 

internationaler Arbeitsnormen, 

Förderung der Rechtsstaatlichkeit, der 
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verantwortungsvollen Governance sowohl 

im öffentlichen als auch im privaten 

Sektor, fairer Handelsbeziehungen und 

Förderung der Achtung internationaler 

Übereinkommen sowie der Grundsätze 

des Völkerrechts hinsichtlich Sozial- und 

Umweltstandards. 

 

 

 

 

 

Änderungsantrag 14 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 3 – Absatz 2 – Unterabsatz 1 – Buchstabe a 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(a) ihren Bedürfnissen, (a) Bedürfnissen nach nachhaltiger 

Entwicklung, wie sie in enger 

Zusammenarbeit mit den betreffenden 

Partnerländern und -regionen und ihren 

jeweiligen Parlamenten unter 

vollumfänglichen Berücksichtigung der 

Ansichten der sozioökonomischen 

Stakeholder und der Zivilgesellschaft 

ermittelt werden, 

 

Änderungsantrag 15 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 3 – Absatz 2 – Unterabsatz 1 – Buchstabe b 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(b) ihren Fähigkeiten, finanzielle 

Ressourcen zu mobilisieren und auf diese 

zuzugreifen, und ihren 

Absorptionskapazitäten und 

(b) ihren Fähigkeiten, finanzielle 

Ressourcen zu mobilisieren und auf diese 

zuzugreifen, und ihren Absorptions- sowie 

Auditkapazitäten und 

 

Änderungsantrag 16 

Vorschlag für eine Verordnung 

Titel II – Artikel 3 – Absatz 3 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(3) Die folgenden Querschnittsthemen sind 

durchgängig in alle Programme 

einzubeziehen: Förderung der 

Menschenrechte, der Gleichstellung der 

Geschlechter, Stärkung der Rolle der Frau, 

Nichtdiskriminierung, Stärkung der 

Demokratie, der verantwortungsvollen 

Staatsführung, der Rechte von Kindern und 

indigenen Völkern, soziale Inklusion und 

die Rechte von Menschen mit 

Behinderungen, Förderung der 

ökologischen Nachhaltigkeit einschließlich 

Klimaschutz sowie Bekämpfung von 

HIV/AIDS. 

(3) Die folgenden Querschnittsthemen sind 

durchgängig in alle Programme 

einzubeziehen: Förderung der 

Menschenrechte, der Gleichstellung der 

Geschlechter, Stärkung der Rolle der Frau, 

Nichtdiskriminierung, Stärkung der 

Demokratie, der verantwortungsvollen 

Staatsführung, der Rechte von Kindern und 

indigenen Völkern, soziale Inklusion, 

menschenwürdige Arbeit und die Rechte 

von Menschen mit Behinderungen, 

Förderung der ökologischen Nachhaltigkeit 

einschließlich Klimaschutz sowie 

Bekämpfung von HIV/AIDS. 

 

 

Änderungsantrag 17 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 3 – Absatz 4 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(4) Besonderes Augenmerk wird auf die 

Stärkung der Rechtsstaatlichkeit, die 

Verbesserung des Zugangs zur Justiz und 

die Unterstützung der Zivilgesellschaft, 

Handel und nachhaltige Entwicklung, 

Zugang zu IKT, Gesundheit und 

Ernährungssicherheit wie auch auf die 

Förderung des Dialogs, der Partizipation 

und der Aussöhnung sowie 

Institutionenaufbau gelegt. 

(4) Auf regionaler, nationaler und lokaler 

Ebene wird besonderes Augenmerk auf die 

Stärkung der Rechtsstaatlichkeit, die 

Umsetzung und Durchsetzung von 

Rechtsvorschriften, insbesondere im 

Bereich des Arbeits- und Umweltrechts, 

die Verbesserung des Zugangs zur Justiz 

und die Unterstützung der 

Zivilgesellschaft, einschließlich 

Überwachungstätigkeiten, Fortschritte bei 

fairem Handel und nachhaltiger 

Entwicklung, Zugang zu IKT, öffentliche 

Dienstleistungen, Gesundheit und 

Ernährungssicherheit wie auch auf die 

Förderung des Dialogs, der Partizipation 

und der Aussöhnung sowie 

Institutionenaufbau gelegt. 

 

 

Änderungsantrag 18 
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Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 3 – Absatz 5 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(5) Bei der Umsetzung dieser Verordnung 

wird die Kohärenz mit anderen Bereichen 

des auswärtigen Handelns der Union sowie 

mit sonstigen einschlägigen Maßnahmen 

der Union gewährleistet. Zu diesem Zweck 

beruhen die im Rahmen dieser 

Verordnung finanzierten Maßnahmen 

einschließlich der von der EIB verwalteten 

Maßnahmen auf Kooperationsstrategien, 

die in Instrumenten wie Vereinbarungen, 

Erklärungen und Aktionsplänen der Union 

und der betreffenden Drittstaaten und -

regionen niedergelegt sind, sowie auf den 

Entscheidungen, spezifischen Interessen, 

politischen Prioritäten und Strategien der 

Union. 

(5) Bei der Umsetzung dieser Verordnung 

und unter Beachtung des Grundsatzes der 

Politikkohärenz im Interesse der 

Entwicklung wird die Kohärenz mit 

anderen Bereichen des auswärtigen 

Handelns der Union, einschließlich der 

Politik im Bereich internationaler Handel 

und der Handelspolitik, und sowie mit 

sonstigen einschlägigen Maßnahmen der 

Union gewährleistet. Zu diesem Zweck 

werden durch die im Rahmen dieser 

Verordnung finanzierten Maßnahmen 

einschließlich der von der EIB verwalteten 

Maßnahmen gegebenenfalls 

Kooperationsstrategien unterstützt, die in 

Instrumenten wie Vereinbarungen, 

Handelsabkommen, Erklärungen und 

Aktionsplänen der Union und der 

betreffenden Drittstaaten und -regionen 

niedergelegt sind. 

 

Änderungsantrag 19 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 3 – Absatz 8 - Buchstabe b 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(b) integrative und partizipatorische 

Entwicklungsansätze und eine breite 

Einbeziehung aller gesellschaftlichen 

Kreise in den Entwicklungsprozess und 

den nationalen und regionalen Dialog, 

einschließlich des politischen Dialogs 

(b) integrative und partizipatorische 

Entwicklungsansätze und eine breite 

Einbeziehung aller gesellschaftlichen 

Kreise in den Entwicklungsprozess und 

den nationalen und regionalen Dialog, 

einschließlich des politischen Dialogs, und 

der nationalen und regionalen 

Parlamente in den Partnerländern und -

regionen 

 

Änderungsantrag 20 

Vorschlag für eine Verordnung 



 

AD\912733DE.doc 17/45 PE492.566v02-00 

 DE 

Artikel 3 – Absatz 8 – Buchstabe c a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (ca) den Ausbau der industriellen 

Zusammenarbeit Nord-Süd und Süd-Süd 

durch Investitionen, Kapazitätsaufbau, 

Technologietransfer und eine nachhaltige 

industrielle Entwicklung, die den 

Entwicklungsländern dabei hilft, Vorteile 

aus dem Globalisierungsprozess zu ziehen   

 

Änderungsantrag 21 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 3 – Absatz 9 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (9a) Die Union nimmt einen Dialog mit 

den Partnerländern auf, um 

Konsultationen über die Handelspolitik 

und den Aufbau von Kapazitäten in ihren 

Entwicklungsstrategien zu fördern. 

 

Änderungsantrag 22 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 3 – Absatz 10 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(10) Die Kommission sorgt für einen 

regelmäßigen Informationsaustausch mit 

der Zivilgesellschaft. 

(10) Die Kommission sorgt für 

regelmäßige Konsultationen und einen 

regelmäßigen Informationsaustausch mit 

allen betroffenen Akteuren (Regierungen 

und Agenturen der Empfängerländer, 

Zivilgesellschaft, Delegationen der EU, 

internationale und nationale 

Organisationen oder private 

Einrichtungen), um die handelspolitische 

Komponente ihrer 

Entwicklungsstrategien gemeinsam 

festzulegen und umzusetzen. Sie erstattet 

dem Europäischen Parlament über die 
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Ergebnisse dieser Konsultationen Bericht. 

 

Änderungsantrag 23 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 3 – Absatz 10 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (10a) Die auf der Grundlage dieser 

Verordnung gewährten Unionsmittel 

dürfen nicht zur Beschaffung von Waffen 

oder Munition oder für Tätigkeiten mit 

militärischen oder 

verteidigungspolitischen Bezügen 

verwendet werden. 

 

Änderungsantrag 24 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 5 – Absatz 2 – Buchstabe b 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(b) die bilaterale Zusammenarbeit mit den 

in Anhang III genannten Partnerländern. 

(b) die länderspezifische Zusammenarbeit 

mit den in Anhang III genannten 

Partnerländern und gegebenenfalls, 

während eines Übergangzeitraums, mit 

anderen Partnerländern, die in Anhang I 

aufgeführt sind. 

 

Änderungsantrag 25 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 5 – Absatz 3 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(3) Geografische Programme können 

unter anderem aufgestellt werden 

aufgrund der im „Europäischen Konsens“ 

genannten Bereiche der Zusammenarbeit, 

um die in Artikel 2 Absatz 1 festgelegten 

Ziele zu verwirklichen. 

(3) Geografische Programme werden 

aufgestellt aufgrund der im „Europäischen 

Konsens“ genannten Bereiche der 

Zusammenarbeit und der im Anhang IV 

aufgeführten gemeinsamen und 

spezifischen Bereiche der 

Zusammenarbeit, um die in Artikel 2 
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Absatz 1 festgelegten Ziele zu 

verwirklichen. 

Gemeinsame Bereiche der 

Zusammenarbeit und spezifische Bereiche 

der Zusammenarbeit für die einzelnen 

Regionen werden in Anhang IV 

aufgeführt. 

 

 

Änderungsantrag 26 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 7 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(1) Mit der Hilfe der Union im Rahmen des 

Programms „Globale öffentliche Güter und 

Herausforderungen“ wird das Ziel verfolgt, 

Maßnahmen in Bereichen wie Umwelt und 

Klimawandel, nachhaltige Energie, 

menschliche Entwicklung, 

Ernährungssicherheit sowie Migration und 

Asyl zu unterstützen. 

(1) Mit der Hilfe der Union im Rahmen des 

Programms „Globale öffentliche Güter und 

Herausforderungen“ wird das Ziel verfolgt, 

Maßnahmen in Bereichen wie Umwelt und 

Klimawandel, nachhaltige Energie, 

menschliche Entwicklung, 

Ernährungssicherheit, fairer Handel, 

menschenwürdige Arbeit, soziale 

Gerechtigkeit, Kultur sowie Migration und 

Asyl zu unterstützen. 

 

Änderungsantrag 27 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 9 – Absatz 3 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(3) Das Mehrjahresrichtprogramm für das 

afrikaweite Programm wird auf der 

Grundlage der gemeinsamen Afrika-EU-

Strategie und der zugehörigen 

Aktionspläne aufgestellt. 

(3) Das Mehrjahresrichtprogramm für das 

afrikaweite Programm wird auf der 

Grundlage der gemeinsamen Afrika-EU-

Strategie und der zugehörigen 

Aktionspläne aufgestellt. Es ist dafür 

Sorge zu tragen, dass das Europäische 

Parlament und die Zivilgesellschaften 

sowie die nationalen und regionalen 

Parlamente der betreffenden Länder in 

Afrika an der Aufstellung dieses 

Programms und der Überwachung seiner 

Umsetzung beteiligt sind. 
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Änderungsantrag 28 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 11 – Absatz 1 – Unterabsatz 3 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Zu diesem Zweck werden die 

Strategiepapiere grundsätzlich auf der 

Grundlage eines Dialogs zwischen der 

Union und den Partnerländern und -

regionen sowie gegebenenfalls unter 

Beteiligung der betreffenden 

Mitgliedstaaten und der Partnerländer und -

regionen und unter Einbeziehung der 

Zivilgesellschaft und der regionalen und 

lokalen Behörden erstellt, um eine 

hinreichende eigenverantwortliche 

Mitwirkung der betroffenen Länder und 

Regionen an diesem Prozess zu 

gewährleisten und die Unterstützung 

nationaler Entwicklungsstrategien – vor 

allem der Strategien zur 

Armutsbekämpfung – zu fördern. 

Zu diesem Zweck werden die 

Strategiepapiere grundsätzlich auf der 

Grundlage eines Dialogs zwischen der 

Union und den Partnerländern und -

regionen sowie gegebenenfalls unter 

Beteiligung der betreffenden 

Mitgliedstaaten und der Partnerländer und -

regionen unter Einbeziehung des 

nationalen und regionalen Parlaments, 
der Zivilgesellschaft und der regionalen 

und lokalen Behörden erstellt, um eine 

hinreichende eigenverantwortliche 

Mitwirkung der betroffenen Länder und 

Regionen an diesem Prozess zu 

gewährleisten und die Unterstützung 

nationaler Entwicklungsstrategien – vor 

allem der Strategien zur 

Armutsbekämpfung – zu fördern.  

 

 

Änderungsantrag 29 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 11 – Absatz 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(2) Die Strategiepapiere können einer 

Halbzeitüberprüfung bzw. 

erforderlichenfalls auch Ad-hoc-

Überprüfungen unterzogen werden, bei 

denen gegebenenfalls die Grundsätze und 

Verfahren der mit den Partnerländern und -

regionen geschlossenen Partnerschafts- und 

Kooperationsabkommen Anwendung 

finden. 

(2) Die Strategiepapiere werden einer 

Halbzeitüberprüfung bzw. 

erforderlichenfalls auch Ad-hoc-

Überprüfungen unterzogen, bei denen 

gegebenenfalls die Grundsätze und 

Verfahren der mit den Partnerländern und -

regionen geschlossenen Partnerschafts- und 

Kooperationsabkommen Anwendung 

finden. Das Überprüfungsverfahren wird 

in enger Konsultation mit den 

zuständigen Ausschüssen des 
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Europäischen Parlaments und seinen 

jeweiligen Delegationen, den 

Parlamenten der Partnerländer und -

regionen sowie den gemeinsamen 

parlamentarischen Strukturen 

durchgeführt. Es umfasst auch 

Konsultationen mit Vertretern der 

Zivilgesellschaft und Stakeholdern der 

Empfängerländer. 

 

Änderungsantrag 30 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 11 – Absatz 4 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(4) Strategiepapiere sind nicht 

erforderlich für Länder und Regionen, 

bei denen die Mittelzuweisung der Union 

auf der Grundlage dieser Verordnung 

höchstens 50 Mio. EUR für den Zeitraum 

2014-2020 beträgt. 

entfällt 

Begründung 

50 Mio. EUR sind immerhin viel Geld. 

 

Änderungsantrag 31 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 11 – Absatz 5 - Unterabsatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(5) Mehrjahresrichtprogramme werden für 

jedes Land und jede Region, für die im 

Rahmen dieser Verordnung ein Richtbetrag 

für eine Mittelzuweisung der Union 

vorgesehen ist, ausgearbeitet. Mit 

Ausnahme der in Absatz 4 genannten 

Länder und Regionen werden diese 

Dokumente auf der Grundlage von 

Strategiepapieren oder ähnlicher in diesem 

Artikel genannter Dokumente 

ausgearbeitet. 

(5) Mehrjahresrichtprogramme werden für 

jedes Land und jede Region, für die im 

Rahmen dieser Verordnung ein Richtbetrag 

für eine Mittelzuweisung der Union 

vorgesehen ist, ausgearbeitet. Diese 

Dokumente werden auf der Grundlage von 

Strategiepapieren oder ähnlicher in diesem 

Artikel genannter Dokumente 

ausgearbeitet. 
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Begründung 

50 Mio. EUR sind immerhin viel Geld. 

 

Änderungsantrag 32 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 14 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(1) Die Genehmigung der Strategiepapiere 

und die Annahme der 

Mehrjahresrichtprogramme durch die 

Kommission erfolgen nach dem in 

Artikel 15 Absatz 3 der gemeinsamen 

Durchführungsverordnung genannten 

Prüfverfahren. Dieses Verfahren wird 

auch bei grundlegenden Überarbeitungen 

angewandt, die zu einer erheblichen 

Änderung der Strategie oder ihrer 

Programmierung führen. 

(1) Die Genehmigung der Strategiepapiere 

und die Annahme der 

Mehrjahresrichtprogramme durch die 

Kommission erfolgen mit einem 

delegierten Rechtsakt. Dieses Verfahren 

wird auch bei Halbzeit- oder Ad-hoc-

Überprüfungen angewandt, die zu einer 

erheblichen Änderung der Strategie oder 

ihrer Programmierung führen. 

 

Änderungsantrag 33 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 14 – Absatz 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(2) Das in Absatz 1 genannte Verfahren 

wird nicht bei nichtsubstanziellen 

Änderungen der Strategiepapiere und der 

Mehrjahresrichtprogramme angewandt, mit 

denen technische Anpassungen 

vorgenommen werden, Mittel innerhalb der 

Richtbeträge für die einzelnen prioritären 

Bereiche umgeschichtet werden oder der 

ursprüngliche Richtbetrag um einen Betrag 

von weniger als 20 % aufgestockt oder 

gekürzt wird, vorausgesetzt, diese 

Änderungen wirken sich nicht auf die in 

diesen Dokumenten festgelegten 

prioritären Bereiche und Ziele aus. In 

diesem Fall werden die Anpassungen dem 

Europäischen Parlament und dem Rat 

(2) Das in Absatz 1 genannte Verfahren 

wird nicht bei nichtsubstanziellen 

Änderungen der Strategiepapiere und der 

Mehrjahresrichtprogramme angewandt, mit 

denen technische Anpassungen 

vorgenommen werden, Mittel innerhalb der 

Richtbeträge für die einzelnen prioritären 

Bereiche umgeschichtet werden oder der 

ursprüngliche Richtbetrag um einen Betrag 

von weniger als 10 % aufgestockt oder 

gekürzt wird, vorausgesetzt, diese 

Änderungen wirken sich nicht auf die in 

diesen Dokumenten festgelegten 

prioritären Bereiche und Ziele aus. In 

diesem Fall werden die Anpassungen dem 

Europäischen Parlament und dem Rat 
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innerhalb eines Monats mitgeteilt. innerhalb eines Monats mitgeteilt. 

 

Änderungsantrag 34 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 17 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Die Kommission wird ermächtigt, 

delegierte Rechtsakte nach Artikel 18 zur 

Anpassung oder Ergänzung der Anhänge I 

bis VII dieser Verordnung zu erlassen. 

Die Kommission wird ermächtigt, 

delegierte Rechtsakte nach Artikel 18 zur 

Annahme, Anpassung oder Ergänzung von 

Strategiepapieren und 

Mehrjahresrichtprogrammen zu erlassen. 

 

Änderungsantrag 35 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 18 - Absatz 5 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(5) Die Dauer der Einspruchsfrist für die 

Anpassung der Anhänge I, II und III an 

die Entscheidungen des OECD/DAC 

hinsichtlich der Überprüfung der in 

Artikel 1 Absatz a aufgeführten Liste der 

Hilfeempfänger beträgt eine Woche. 

entfällt 

 

Änderungsantrag 36 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 20 – Absatz 1 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (1a) Alle im Rahmen dieser Verordnung 

auszuzahlenden Mittelzuweisungen 

werden vom Europäischen Rechnungshof 

(im Folgenden „ERH“) geprüft. Der ERH 

kann sich mit einschlägigen 

Einrichtungen der Empfängerländer mit 

dem Ziel beraten, die finanziellen 

Interessen der Unionsbürger im Hinblick 

auf Betrug und Missbrauch zu schützen 
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und dafür zu sorgen, dass die im Rahmen 

dieser Verordnung durch die EU 

bereitgestellte Finanzierung 

wirtschaftlich, effizient und wirksam 

genutzt wird. 

 

Änderungsantrag 37 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 20 – Absatz 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(2) Die Richtbeträge für die Aufteilung der 

Finanzmittel auf die einzelnen in den 

Artikeln 5 bis 9 genannten Programme im 

Zeitraum 2014-2020 sind in Anhang VII 

festgelegt. Die Beträge können durch 

delegierte Rechtsakte nach Artikel 18 

zwischen den Programmen umgeschichtet 

werden. Innerhalb des Programms 

„Globale öffentliche Güter und 

Herausforderungen“ können die Beträge 

durch Beschluss der Kommission 

zwischen den verschiedenen 

Unterrubriken umgeschichtet werden; das 

Europäische Parlament und der Rat 

werden von derartigen Beschlüssen 

binnen eines Monats nach ihrer 

Annahme in Kenntnis gesetzt. 

(2) Die Richtbeträge für die Aufteilung der 

Finanzmittel auf die einzelnen in den 

Artikeln 5 bis 9 genannten Programme im 

Zeitraum 2014-2020 sind in Anhang VII 

festgelegt. Die Beträge können durch 

delegierte Rechtsakte nach Artikel 18 

zwischen den Programmen umgeschichtet 

werden.  

 

Änderungsantrag 38 

Vorschlag für eine Verordnung 

 Anhang III  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

PARTNERLÄNDER UND –REGIONEN 

MIT BILATERALER 

ZUSAMMENARBEIT NACH ARTIKEL 

5 ABSATZ 2 

PARTNERLÄNDER UND –REGIONEN 

MIT BILATERALER 

ZUSAMMENARBEIT NACH ARTIKEL 

5 ABSATZ 2 

Folgende Partnerländer erhalten nach 

Artikel 5 Absatz 2 Unterstützung durch 

bilaterale Entwicklungshilfe: 

Folgende Partnerländer erhalten nach 

Artikel 5 Absatz 2 Unterstützung durch 

bilaterale Entwicklungshilfe: 
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1. Bolivien 1. Bolivien 

 1a. Kolumbien 

 1b. Costa Rica 

2. Kuba 2. Kuba 

 2a. Ecuador 

3. El Salvador 3. El Salvador 

4. Guatemala 4. Guatemala 

5. Honduras 5. Honduras 

6. Nicaragua 6. Nicaragua 

 6a. Panama 

7. Paraguay 7. Paraguay 

 7a. Peru 

8. Afghanistan 8. Afghanistan 

9. Bangladesch 9. Bangladesch 

10. Bhutan 10. Bhutan 

11. Kambodscha 11. Kambodscha 

12. Demokratische Volksrepublik Korea 12. Demokratische Volksrepublik Korea 

13. Laos 13. Laos 

14. Mongolei 14. Mongolei 

15. Myanmar/Birma 15. Myanmar/Birma 

16. Nepal 16. Nepal 

17. Pakistan 17. Pakistan 

18. Philippinen 18. Philippinen 

19. Sri Lanka 19. Sri Lanka 

20. Vietnam 20. Vietnam 

21. Kirgisische Republik 21. Kirgisische Republik 

22. Tadschikistan 22. Tadschikistan 

23. Turkmenistan 23. Turkmenistan 

24. Usbekistan 24. Usbekistan 

25. Irak 25. Irak 

26. Jemen 26. Jemen 

27. Südafrika 27. Südafrika 
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Änderungsantrag 39 

Vorschlag für eine Verordnung 

Anhang IV – Abschnitt A – Einleitung 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Geografische Programme können unter 

anderem in Bezug auf die im Folgenden 

aufgeführten Bereiche der 

Zusammenarbeit, die nicht mit Sektoren 

gleichzusetzen sind, aufgestellt werden. 

Die Prioritäten werden im Einklang mit 

der Mitteilung der Kommission an das 

Europäische Parlament, den Rat, den 

Europäischen Wirtschafts- und 

Sozialausschuss und den Ausschuss der 

Regionen „Für eine EU-

Entwicklungspolitik mit größerer 

Wirkung: Agenda für den Wandel“ und 

den anschließenden Schlussfolgerungen 

des Rates festgelegt.  

Geografische Programme werden 

aufgrund des „Europäischen Konsens“ 

und der im Folgenden aufgeführten 

Bereiche der Zusammenarbeit, die nicht 

mit Sektoren gleichzusetzen sind, 

aufgestellt. Die Prioritäten werden in 

Zusammenarbeit mit den entsprechenden 

Partnerländern und -regionen, 

einschließlich der Beteiligung der 

Zivilgesellschaft und der Parlamente, 

festgelegt und orientieren sich an den 

Millenniums-Entwicklungszielen.  

 

Änderungsantrag 40 

Vorschlag für eine Verordnung 

Anhang IV – Abschnitt A – Unterabschnitt I – Überschrift 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

I. Menschenrechte, Demokratie und 

weitere Schlüsselelemente 

verantwortlicher Staatsführung 

I. Menschenrechte, Demokratie und 

weitere Schlüsselelemente 

verantwortungsvoller Governance im 

öffentlichen und im privaten Sektor 

 

 

Änderungsantrag 41 

Vorschlag für eine Verordnung 

Anhang IV – Abschnitt A – Unterabschnitt I – Buchstabe a 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

a) Demokratie, Menschenrechte und 

Rechtsstaatlichkeit 

a) Demokratie, einschließlich fairer und 

transparenter Wahlen, Achtung der 
Menschenrechte, einschließlich 
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politischer, wirtschaftlicher, sozialer und 

kultureller Rechte, gemäß der 

Allgemeinen Erklärung der 

Menschenrechte der Vereinten Nationen 

und der Arbeitsrechte sowie 
Rechtsstaatlichkeit 

 

Änderungsantrag 42 

Vorschlag für eine Verordnung 

 Anhang IV – Abschnitt A – Unterabschnitt I – Buchstabe a – Spiegelstriche (neu)  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 – Unterstützung der Überwachung von 

Verletzungen demokratischer Rechte, von 

Menschenrechten und Arbeitsrecht, 

einschließlich der Unterstützung von 

Organisationen der Zivilgesellschaft und 

Journalisten, sowie der IAO, und anderen 

internationalen Fachorganisationen; 

 – Unterstützung der Umsetzung und 

Durchsetzung von Rechtsvorschriften, die 

demokratische Rechte, Menschenrechte 

und Arbeitsrechte betreffen, auch als 

Beitrag zur Bekämpfung des 

Sozialdumping; 

 – Unterstützung der Bewusstseinsbildung 

in der Bevölkerung hinsichtlich 

bestehender demokratischer Rechte, 

Menschenrechte und Arbeitsrechte sowie 

einschlägiger internationaler Abkommen 

und Normen; 

 – Unterstützung des Aufbaus von 

Kapazitäten von Gewerkschaften und 

Genossenschaften. 

 

Änderungsantrag 43 

Vorschlag für eine Verordnung 

Anhang IV – Abschnitt A – Unterabschnitt I – Buchstabe a a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 
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 aa) Zugang zum Recht; 

 – insbesondere für Personen, die infolge 

der Missachtung von 

Arbeitnehmerrechten und/oder infolge 

von Umweltschädigungen seitens eines 

Unternehmens Opfer 

grenzüberschreitender europäischer 

Unternehmen geworden sind, 

einschließlich der Erleichterung von 

Maßnahmen bei Gerichten auf 

nationaler, regionaler oder europäischer 

Ebene, 

 – Stärkung von Rechtsbehelfen für 

Einzelpersonen und Gruppen infolge von 

Schädigungen durch 

Unternehmenstätigkeiten, 

 – Förderung von Maßnahmen zur 

Unterstützung im Hinblick auf Sozial-, 

Vermögens- und Umweltrechte 

 

Änderungsantrag 44 

Vorschlag für eine Verordnung 

Anhang IV – Abschnitt A – Unterabschnitt I – Buchstabe c 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

c) Öffentliche Verwaltung c) Öffentliche Verwaltung, einschließlich 

Finanzmanagement, Transparenz und 

Rechenschaftspflicht 

 

Änderungsantrag 45 

Vorschlag für eine Verordnung 

Anhang IV – Abschnitt A – Unterabschnitt I – Buchstabe d 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

d) Steuerpolitik und -verwaltung d) Steuerpolitik und -verwaltung, 

insbesondere 

 – Förderung transparenter nationaler 

Steuersysteme für Bürger und 

Unternehmen und Entwicklung lokaler 

Kontrollkapazitäten, 
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 – Bekämpfung von Steuervermeidung 

und Steuerhinterziehung, 

 – Förderung der länderbezogenen 

Berichterstattung 

 

Änderungsantrag 46 

Vorschlag für eine Verordnung 

Anhang IV – Abschnitt A – Unterabschnitt I – Buchstabe e 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

e) Korruption e) Maßnahmen zur 

Korruptionsbekämpfung 

 

Änderungsantrag 47 

Vorschlag für eine Verordnung 

Anhang IV – Abschnitt A – Unterabschnitt I – Buchstabe f 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

f) Zivilgesellschaft und lokale Behörden f) gewählte lokale Behörden, 

gegebenenfalls einschließlich 

traditioneller und gewohnheitsrechtlicher 

Institutionen, und die Zivilgesellschaft 

 

 

Änderungsantrag 48 

Vorschlag für eine Verordnung 

Anhang IV – Abschnitt A – Unterabschnitt I – Buchstabe g 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

g) Natürliche Ressourcen und g) Nachhaltige, transparente und 

integrative Bewirtschaftung natürlicher 
Ressourcen, einschließlich Rohstoffe 

 

Änderungsantrag 49 

Vorschlag für eine Verordnung 

 Anhang IV – Abschnitt A – Unterabschnitt I – Buchstabe g – Spiegelstriche (neu)  
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 – Unterstützung des Aufbaus von 

Kapazitäten bei verantwortungsvoller 

Staatsführung und Bewirtschaftung von 

Rohstoffen; 

 – Unterstützung der Umsetzung des 

Übereinkommens 169 der IAO; 

 – Unterstützung der offiziellen 

Gesellschaft und der Zivilgesellschaft auf 

der Grundlage länderspezifischer 

Überwachung und projektspezifischer 

Berichterstattung der 

mineralgewinnenden Unternehmen und 

der Unternehmen des Holzeinschlags; 

 – Unterstützung von Investitionen und 

Berufsbildungsprogrammen im 

Zusammenhang mit der einheimischen 

Verarbeitung von Rohstoffen; 

 – Unterstützung der regionalen 

Zusammenarbeit bei der Bewirtschaftung 

von Rohstoffbeständen über die Grenzen 

hinweg; 

 – Unterstützung der technologischen 

Zusammenarbeit hinsichtlich der 

umweltfreundlichsten Formen der 

Gewinnung und des Transports von 

Rohstoffen; 

 – Unterstützung von Maßnahmen zum 

Schutz von Naturreservaten gegen das 

Aufsuchung und die Gewinnung von 

Rohstoffen, einschließlich der ITT-

Initiative von Yasuní und vergleichbarer 

Projekte. 

 

 

Änderungsantrag 50 

Vorschlag für eine Verordnung 

Anhang IV – Abschnitt A – Unterabschnitt II – Buchstabe b 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 
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b) Unternehmensumfeld, regionale 

Integration und Weltmärkte und 

b) Unternehmensumfeld, regionale 

Integration sowie Handel auf lokalen, 

einheimischen, regionalen und 

Weltmärkten; Unterstützung für den 

Aufbau lokaler Produktionssysteme, 

insbesondere durch Förderung der 

Schaffung von lokalen 

Handwerksbetrieben, KMU, 

Kleinstbetrieben und Genossenschaften 

und Förderung der Grundsätze des fairen 

Handels und 

 

 

 

Änderungsantrag 51 

Vorschlag für eine Verordnung 

Anhang IV – Abschnitt A – Unterabschnitt II – Buchstabe b – Spiegelstriche (neu)  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 – Unterstützung der Partnerländer und -

regionen in den Bereichen Handel, 

Investitionen und regionale Integration, 

einschließlich technischer Hilfe und des 

Aufbaus von Kapazitäten, um eine solide 

Handelspolitik konzipieren und umsetzen 

zu können, Förderung eines 

wirtschaftsfreundlicheren Umfelds, einer 

soliden Wirtschafts- und Finanzpolitik, 

Steuertransparenz und einer Entwicklung 

des Privatsektors, insbesondere von KMU, 

damit die Partnerländer und -regionen 

von ihrer Integration in die 

Weltwirtschaft profitieren können und 

soziale Gerechtigkeit und ein Wachstum, 

das den Armen zugute kommt, gefördert 

werden; 

 – Unterstützung von 

Entwicklungsländern im Bereich Handel 

und Bemühungen zur regionalen und 

kontinentalen Integration (einschließlich 

Süd-Süd-Initiativen) durch die Förderung 

gerechten und ökologisch nachhaltigen 

Wachstums und beim Austausch 

bewährter Praktiken im Hinblick auf 



 

PE492.566v02-00 32/45 AD\912733DE.doc 

DE 

Handelsverhandlungen, die Verknüpfung 

von Handel und Eindämmung der Armut 

oder gleichwertige Strategien, weitere 

politische Maßnahmen in Bereichen wie 

Märkte, Infrastruktur und 

grenzübergreifende Zusammenarbeit 

beim Zugang der Armen zu Wasser, 

nachhaltiger Energie und menschlicher 

Sicherheit; 

 – Verbesserung der Kapazitäten für 

Handelsverhandlungen; – Unterstützung 

des Beitritts zur Welthandelsorganisation 

(WTO) und der Umsetzung von WTO-

Übereinkommen durch technische Hilfe 

und Aufbau von Kapazitäten; 

Unterstützung der Partnerländer bei der 

Handelserleichterung, 

 – Unterstützung der wirtschaftlichen und 

handelsbezogenen Zusammenarbeit und 

Stärkung der Investitionsbeziehungen 

zwischen der Europäischen Gemeinschaft 

und den Partnerländern und -regionen, u. 

a. durch Maßnahmen zur Förderung und 

Gewährleistung, dass private Akteure, 

einschließlich Unternehmen auf lokaler 

und europäischer Ebene, zu einer 

sozialverantwortlichen und nachhaltigen 

wirtschaftlichen Entwicklung, 

einschließlich der Einhaltung der 

Kernarbeitsnormen der Internationalen 

Arbeitsorganisation (IAO), beitragen, 

sowie durch Maßnahmen zur Förderung 

des lokalen Aufbaus von Kapazitäten;  

 – Unterstützung der Umsetzung und 

Überwachung der Bestimmungen in 

Handelsübereinkommen mit 

Entwicklungsländern über nachhaltige 

Entwicklung, einschließlich des Aufbaus 

von Kapazitäten für Sozialpartner, 

wodurch eine bessere Wechselwirkung 

zwischen Handel, Beschäftigung und 

Sozialschutz gewährleistet wird; 

 – Unterstützungen des fairen Handels; 

 – Unterstützung menschenwürdige Arbeit 

und entsprechender Löhne; 
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 – Unterstützung der Bildung von 

Genossenschaften, insbesondere im 

Agrar- und Fischereisektor, 

einschließlich des Aufbaus von 

Bewirtschaftungskapazitäten, 

Unterstützung von Systemen, die auf die 

gemeinsame Nutzung von Maschinen, 

Transportmitteln, Lager- und 

Kühlhäusern, Schulung und Marketing 

ausgerichtet sind; 

 – Zusammenarbeit mit der 

Privatwirtschaft mit einem Schwerpunkt 

auf der Finanzierung, einschließlich 

Mikrokreditprogrammen, einheimischer 

Unternehmen und Mobilisierung 

einheimischen Kapitals, insbesondere auf 

KKMU-Ebene, um eine sozialverträgliche 

und nachhaltige Entwicklung zu stärken; 

 – Unterstützung der Entwicklung 

hochwertiger, integrativer öffentlicher 

Dienstleistungen zum Nutzen der 

gesamten Bevölkerung, einschließlich der 

Zusammenarbeit mit der Europäischen 

Investitionsbank und anderen großen 

internationalen Finanzinstitutionen; 

 – Unterstützung von 

Entwicklungsländern beim Aufbau eines 

florierenden IKT-Sektors, einschließlich 

Softwareentwicklung, institutionelle 

Unterstützung des Schutzes traditionellen 

Wissens, Verteidigung von Rechten des 

gewerblichen Eigentums in ihrem 

kreativen Sektor, einschließlich kreativer 

Lösungen, wie beispielsweise Patentpools; 

 – Aufbau fairer 

Wirtschaftspartnerschaften, von 

Regulierungsdialogen und 

Wirtschaftspartnerschaften, um den 

Volkswirtschaften der Partnerländer 

Dynamik zu verleihen, um die Armut zu 

beseitigen 

 

Änderungsantrag 52 

Vorschlag für eine Verordnung 
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Anhang IV – Abschnitt A – Unterabschnitt II – Buchstabe c 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

c) Nachhaltige Landwirtschaft und Energie c) Nachhaltige, insbesondere kleinteilige 

Landwirtschaft und Energie aus 

erneuerbaren Quellen 

 

Änderungsantrag 53 

Vorschlag für eine Verordnung 

Anhang IV – Abschnitt A – Unterabschnitt III – Buchstabe b 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

b) Migration und Asyl und b) Unterstützung von Migration und Asyl 

und 

 

Änderungsantrag 54 

Vorschlag für eine Verordnung 

Anhang IV – Abschnitt B – Einleitung 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Mit der Hilfe der Union werden 

Maßnahmen und Sektordialoge unterstützt, 

die mit Artikel 5 und mit dem allgemeinen 

Gegenstand und Anwendungsbereich, dem 

Ziel und den allgemeinen Grundsätzen 

dieser Verordnung im Einklang stehen. 

Den im Folgenden beschriebenen 

Bereichen, die gemeinsam vereinbarte 

Strategien und Partnerschafts-, 

Kooperations- und Handelsabkommen 

widerspiegeln, sollte angemessene 

Aufmerksamkeit gewidmet werden. Die 

Prioritäten werden im Einklang mit der 

Mitteilung „Eine Agenda für den Wandel“ 

und den anschließenden 

Schlussfolgerungen des Rates festgelegt. 

Mit der Hilfe der Union werden 

Maßnahmen und Sektordialoge unterstützt, 

die mit Artikel 5 und mit dem allgemeinen 

Gegenstand und Anwendungsbereich, dem 

Ziel und den allgemeinen Grundsätzen 

dieser Verordnung im Einklang stehen. 

Den im Folgenden beschriebenen 

Bereichen, die gemeinsam vereinbarte 

Strategien und Partnerschafts-, 

Kooperations- und Handelsabkommen zur 

Förderung offenen und fairen Handels 
widerspiegeln, sollte angemessene 

Aufmerksamkeit gewidmet werden. Die 

Prioritäten werden im Einklang mit der 

Mitteilung „Eine Agenda für den Wandel“ 

und den anschließenden 

Schlussfolgerungen des Rates festgelegt. 

 

Änderungsantrag 55 
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Vorschlag für eine Verordnung 

Anhang IV – Abschnitt B – Lateinamerika – Buchstabe a 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

a) Förderung des sozialen Zusammenhalts, 

insbesondere soziale Inklusion, 

menschenwürdige Arbeit und 

Gerechtigkeit, Geschlechtergleichstellung 

und Stärkung der Rolle der Frau 

a) Förderung des sozialen Zusammenhalts, 

insbesondere soziale Inklusion, 

Arbeitsrechte, menschenwürdige Arbeit 

und Gerechtigkeit, einschließlich 

Unterstützung für Gewerkschaften und 

Genossenschaften, 
Geschlechtergleichstellung und Stärkung 

der Rolle der Frau 

 

Änderungsantrag 56 

Vorschlag für eine Verordnung 

Anhang IV – Abschnitt B – Lateinamerika – Buchstabe b 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

b) Governance-Fragen und Unterstützung 

politischer Reformen, insbesondere in den 

Bereichen Sozialpolitik, öffentliche 

Finanzverwaltung und Steuern, Sicherheit 

(einschließlich Drogen-, Kriminalitäts- und 

Korruptionsproblematik), Stärkung der 

verantwortungsvollen Staatsführung und 

der staatlichen Institutionen (u. a. durch 

innovative Mechanismen für die 

Bereitstellung technischer Hilfe, z. B. 

TAIEX und Twinning), Schutz der 

Menschenrechte einschließlich der Rechte 

der indigenen Bevölkerungsgruppen und 

von Menschen afrikanischer Herkunft, 

Umwelt, Diskriminierungsbekämpfung 

sowie Bekämpfung von Drogenerzeugung, 

-konsum und –handel 

b) Governance-Fragen und Unterstützung 

politischer Reformen, insbesondere in den 

Bereichen Sozialpolitik, öffentliche 

Finanzverwaltung und Steuern, Sicherheit 

(einschließlich Drogen-, Kriminalitäts- und 

Korruptionsproblematik), Stärkung der 

verantwortungsvollen Staatsführung und 

der staatlichen Institutionen (u. a. durch 

innovative Mechanismen für die 

Bereitstellung technischer Hilfe, z. B. 

TAIEX und Twinning), Schutz der 

Menschenrechte einschließlich der Rechte 

der indigenen Bevölkerungsgruppen und 

von Menschen afrikanischer Herkunft, 

Achtung der grundlegenden 

Arbeitsnormen der Internationalen 

Arbeitsorganisation (IAO), Umwelt, 

Diskriminierungsbekämpfung sowie 

Bekämpfung von Drogenerzeugung, -

konsum und –handel 

 

Änderungsantrag 57 

Vorschlag für eine Verordnung 

Anhang IV – Abschnitt B – Lateinamerika – Buchstabe f 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

f) wirtschaftliche Anfälligkeit und Beitrag 

zum Strukturwandel durch Aufbau starker 

Partnerschaften in den Bereichen Handel, 

Investitionen, Know-how und Forschung, 

Innovation und Technologie sowie 

Förderung des nachhaltigen und 

breitenwirksamen Wachstums in allen 

seinen Dimensionen unter besonderer 

Beachtung der Herausforderungen im 

Zusammenhang mit den 

Migrationsströmen, der 

Ernährungssicherheit (einschließlich 

nachhaltige Landwirtschaft und Fischerei), 

dem Klimawandel, nachhaltiger Energie 

sowie mit dem Schutz und der 

Verbesserung der biologischen Vielfalt und 

der Ökosystemleistungen, einschließlich 

Wasser und Wälder, sowie der 

Produktivinvestitionen für mehr und 

bessere Arbeitsplätze in einer 

umweltgerechten Wirtschaft 

f) wirtschaftliche Anfälligkeit und Beitrag 

zum Strukturwandel durch Aufbau starker 

Partnerschaften in den Bereichen auf 

offenem und fairem Handel beruhende 

Beziehungen, Produktinvestitionen für 

mehr und bessere Arbeitsplätze in einer 

umweltgerechten und integrativen 

Wirtschaft, Wissenstransfer und 

Zusammenarbeit bei Forschung, 

Innovation und Technologie sowie 

Förderung des nachhaltigen und 

breitenwirksamen Wachstums in allen 

seinen Dimensionen unter besonderer 

Beachtung der Herausforderungen im 

Zusammenhang mit den 

Migrationsströmen, der 

Ernährungssicherheit (einschließlich 

nachhaltige Landwirtschaft und Fischerei), 

dem Klimawandel, nachhaltiger Energie 

sowie mit dem Schutz und der 

Verbesserung der biologischen Vielfalt und 

der Ökosystemleistungen, einschließlich 

Wasser, Boden und Wälder; 

Unterstützung der Entwicklung von 

kleinsten, kleinen und mittleren 

Unternehmen als Hauptquelle von 

integrativem Wachstum, Entwicklung und 

Arbeitsplätzen; Förderung von 

Entwicklungshilfe für Handel um 

sicherzustellen, dass lateinamerikanische 

KKMU von internationalen 

Geschäftsmöglichkeiten profitieren 

können 

 

Änderungsantrag 58 

Vorschlag für eine Verordnung 

Anhang IV – Abschnitt B – Lateinamerika – Buchstabe f a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 fa) Minderung der nachteiligen 

Auswirkungen, die sich für die Wirtschaft 

vieler Länder dieser Region durch ihren 
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Ausschluss aus dem Schema allgemeiner 

Zollpräferenzen ergeben werden. 

 

Änderungsantrag 59 

Vorschlag für eine Verordnung 

Anhang IV – Abschnitt B – Asien – Buchstabe a 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

a) Förderung des sozialen Zusammenhalts, 

insbesondere soziale Inklusion, 

menschenwürdige Arbeit und 

Gerechtigkeit, Geschlechtergleichstellung 

und Stärkung der Rolle der Frau 

a) Förderung des sozialen Zusammenhalts, 

insbesondere soziale Inklusion, 

Arbeitsrechte, menschenwürdige Arbeit 

und Gerechtigkeit, einschließlich 

Unterstützung für Gewerkschaften und 

Genossenschaften, 
Geschlechtergleichstellung und Stärkung 

der Rolle der Frau 

 

Änderungsantrag 60 

Vorschlag für eine Verordnung 

Anhang IV – Abschnitt B – Asien – Buchstabe b 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

b) Schaffung integrativer Partnerschaften 

in den Bereichen Handel, Investitionen, 

Entwicklungshilfe, Migration, Forschung, 

Innovation und Technologie 

b) Beitrag zum Strukturwandel durch 

Schaffung integrativer Partnerschaften in 

den Bereichen auf fairem Handel 

beruhende Beziehungen, 

Produktinvestitionen für mehr und 

bessere Arbeitsplätze in einer 

umweltgerechten und integrativen 

Wirtschaft, Wissenstransfer und 

Zusammenarbeit bei Forschung, 

Innovation und Technologie sowie 

Förderung des nachhaltigen und 

breitenwirksamen Wachstums in allen 

seinen Dimensionen unter besonderer 

Beachtung der Herausforderungen im 

Zusammenhang mit den 

Migrationsströmen, der 

Ernährungssicherheit (einschließlich 

nachhaltige Landwirtschaft und 

Fischerei), dem Klimawandel, 

nachhaltiger Energie sowie mit dem 
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Schutz und der Verbesserung der 

biologischen Vielfalt und der 

Ökosystemleistungen, einschließlich 

Wasser, Boden und Wälder 

 

Änderungsantrag 61 

Vorschlag für eine Verordnung 

Anhang IV – Abschnitt B – Asien – Buchstabe d 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

d) Unterstützung einer aktiven und gut 

organisierten Zivilgesellschaft zugunsten 

der Entwicklung und Förderung 

öffentlich-privater Partnerschaften 

d) Unterstützung einer aktiven und gut 

organisierten Zivilgesellschaft, 

einschließlich der Stärkung von 

Gewerkschaften und 

Arbeitgeberorganisationen für den 

sozialen Dialog 

 

Änderungsantrag 62 

Vorschlag für eine Verordnung 

Anhang IV – Abschnitt B – Zentralasien – Buchstabe a 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

a) Förderung von Verfassungsreformen 

und der Angleichung der Rechts- und 

Verwaltungsvorschriften an die Union 

einschließlich Unterstützung der weiteren 

Demokratisierung und der 

zivilgesellschaftlichen Organisationen, 

Unterstützung für die Rechtsstaatlichkeit, 

verantwortungsvolle Staatsführung, 

Steuern und Stärkung der nationalen 

Organe und Einrichtungen wie 

Wahlgremien und Parlamente, Reform der 

öffentlichen Verwaltung und Verwaltung 

der öffentlichen Finanzen 

a) Förderung von Verfassungsreformen 

und der Angleichung der Rechts- und 

Verwaltungsvorschriften an die Union mit 

einem Schwerpunkt auf der weiteren 

Demokratisierung, der Achtung von 

Menschenrechten, Stärkung organisierter 

zivilgesellschaftlicher Organisationen, 

einschließlich Gewerkschaften und 

Arbeitgeberorganisationen für den 

sozialen Dialog, Unterstützung für die 

Rechtsstaatlichkeit, verantwortungsvolle 

Staatsführung, Steuern und Stärkung der 

nationalen Organe und Einrichtungen wie 

Wahlgremien und Parlamente, einer 

unabhängigen Justiz, Reform der 

öffentlichen Verwaltung und Verwaltung 

der öffentlichen Finanzen 
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Änderungsantrag 63 

Vorschlag für eine Verordnung 

Anhang IV – Abschnitt B – Zentralasien – Buchstabe b 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

b) Förderung eines nachhaltigen und 

breitenwirksamen Wachstums, Abbau 

sozialer und regionaler Ungleichheiten 

sowie Unterstützung politischer Strategien 

u. a. in den Bereichen Bildung, Forschung, 

Innovation und Technologie, Gesundheit, 

menschenwürdige Arbeit, nachhaltige 

Energie, Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung, KMU-Förderung, zugleich 

Förderung der Entwicklung einer 

Marktwirtschaft, Handel und Investitionen 

einschließlich Reformen der Rechts- und 

Verwaltungsvorschriften und 

Unterstützung für den WTO-Beitritt 

b) Förderung eines nachhaltigen und 

breitenwirksamen Wachstums, Abbau 

sozialer und regionaler Ungleichheiten 

sowie Unterstützung politischer Strategien 

u. a. in den Bereichen Bildung, Forschung, 

Innovation und Technologie, Gesundheit, 

menschenwürdige Arbeit, nachhaltige 

Energie, Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung; Förderung wirtschaftlicher 

Diversifizierung durch Unterstützung von 

KKMU, zugleich Förderung der 

Entwicklung einer Marktwirtschaft, 

offener und fairer Handel und 

Investitionen einschließlich Reformen der 

Rechts- und Verwaltungsvorschriften und 

Unterstützung für den WTO-Beitritt 

 

 

Änderungsantrag 64 

Vorschlag für eine Verordnung 

Anhang IV – Abschnitt B – Mittlerer Osten – Buchstabe c 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

c) Förderung nachhaltiger wirtschaftlicher 

Reformen und Diversifizierung, Handel, 

Entwicklung einer Marktwirtschaft, 

nachhaltige Produktivinvestitionen in den 

wichtigsten Sektoren (wie Energie 

einschließlich erneuerbarer Energien), 

öffentlich-private Partnerschaften und 

Integration der Partnerländer in die WTO 

c) Förderung nachhaltiger wirtschaftlicher 

Reformen und Diversifizierung, auf 

offenem und fairem Handel beruhende 

Beziehungen, Entwicklung einer 

nachhaltigen Marktwirtschaft, nachhaltige 

Produktivinvestitionen in den wichtigsten 

Sektoren (wie Energie mit Schwerpunkt 

auf erneuerbaren Energien), öffentlich-

private Partnerschaften und Integration der 

Partnerländer in die WTO, falls sie dies 

wünschen 

 

 

Änderungsantrag 65 
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Vorschlag für eine Verordnung 

Anhang IV – Abschnitt B – Mittlerer Osten – Buchstabe e 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

e) Ergänzung der im Rahmen dieses 

Instruments eingesetzten Ressourcen durch 

kohärente Maßnahmen und Unterstützung 

im Rahmen anderer EU-Instrumente, die 

sich auf die breiter angelegte regionale 

Integration beziehen können und die 

Interessen der EU in verschiedenen 

Bereichen fördern, u. a. Wirtschaft, 

Energie, Forschung, Innovation und 

Technologie, Bekämpfung von 

Drogenerzeugung, -konsum und -handel 

vor dem Hintergrund des Zusammenhangs 

zwischen Sicherheit und Entwicklung 

sowie Migrationssteuerung und 

Unterstützung für Flüchtlinge und 

Vertriebene vor dem Hintergrund des 

Zusammenhangs zwischen Entwicklung 

und Migration  

e) Ergänzung der im Rahmen dieses 

Instruments eingesetzten Ressourcen durch 

kohärente Maßnahmen und Unterstützung 

im Rahmen anderer EU-Instrumente, die 

sich auf die breiter angelegte regionale 

Integration beziehen können und die 

gegenseitigen Interessen in verschiedenen 

Bereichen fördern, u. a. nachhaltiger 

Wirtschaft, Wirtschaftsaufschwung und 

Schutz gegen Finanzkrisen, erneuerbarer 
Energie, Forschung, Innovation und 

Technologie; Unterstützung des Aufbaus 

verlässlicher, zugänglicher und 

benutzerfreundlicher Kanäle der 

Finanzierung, einschließlich 

Mikrokreditprogramme und 

Rückbürgschaftssysteme, durch die 

Europäische Investitionsbank; 

Bekämpfung von Drogenerzeugung, -

konsum und -handel vor dem Hintergrund 

des Zusammenhangs zwischen Sicherheit 

und Entwicklung; Förderung einer 

kohärenten Migrationssteuerung und 

Förderung gut gesteuerter Mobilität und 
Unterstützung für Flüchtlinge und 

Vertriebene durch praktikable Lösungen 

vor dem Hintergrund des Zusammenhangs 

zwischen Entwicklung und Migration 

 

 

Änderungsantrag 66 

Vorschlag für eine Verordnung 

Anhang IV – Abschnitt B – Südafrika – Buchstabe b 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

b) Unterstützung für 

Anpassungsbemühungen infolge der 

Einrichtung verschiedener 
Freihandelszonen 

b) Unterstützung für die regionale 

Handelsintegration Südafrikas und der 

Partner des Landes im Rahmen der 

SADC mit dem Ziel, künftig 

möglicherweise Freihandelszonen 
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zwischen ihnen und intensivere 

Handelsbeziehungen mit der EU 

einzurichten 

 

 

Änderungsantrag 67 

Vorschlag für eine Verordnung 

Anhang IV – Abschnitt B – Südafrika – Buchstabe d 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

d) Abbau der wirtschaftlichen Anfälligkeit 

und Verwirklichung des Strukturwandels 

mit besonderem Schwerpunkt auf 

menschenwürdiger Arbeit durch 

nachhaltiges und breitenwirksames 

Wachstum, umweltgerechte Wirtschaft mit 

verringerten CO2-Emissionen und 

nachhaltige Entwicklung in allen ihren 

Dimensionen (einschließlich nachhaltige 

Landwirtschaft und Fischerei) sowie 

Förderung der biologischen Vielfalt und 

der Ökosystemleistungen 

d) Befassung mit der wirtschaftlichen 

Anfälligkeit und Beitrag zum 

Strukturwandel mit besonderem 

Schwerpunkt auf menschenwürdiger Arbeit 

durch nachhaltiges und breitenwirksames 

Wachstum und eine energieeffiziente 

Wirtschaft mit verringerten CO2-

Emissionen, die sich auf erneuerbare 

Energien stützt, durch Schaffung starker 

Partnerschaften in den Bereichen auf 

fairem Handel beruhende Beziehungen, 

Produktinvestitionen für mehr und 

bessere Arbeitsplätze in einer 

umweltgerechten und integrativen 

Wirtschaft, Wissenstransfer und 

Zusammenarbeit bei Forschung, 

Innovation und Technologie sowie 

Förderung des nachhaltigen und 

breitenwirksamen Wachstums in allen 

seinen Dimensionen unter besonderer 

Beachtung der Herausforderungen im 

Zusammenhang mit den 

Migrationsströmen, dem Wohnraum, der 

Ernährungssicherheit (einschließlich 

nachhaltige Landwirtschaft und Fischerei), 

dem Klimawandel, nachhaltiger Energie 
sowie mit dem Schutz und der Förderung 

der biologischen Vielfalt und der 

Ökosystemleistungen, einschließlich 

Wasser und Boden 

 

Änderungsantrag 68 

Vorschlag für eine Verordnung 
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Anhang V – Abschnitt A – Einleitung 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

In Übereinstimmung mit den in Artikel 6 

festgelegten Bedingungen zielt das 

Programm „Globale öffentliche Güter und 

Herausforderungen“ darauf ab, die 

Zusammenarbeit, den Austausch von 

Wissen und Erfahrungen sowie die 

Kapazitäten der Partnerländer zu stärken. 

Das Programm kann sich unter anderem 

auf die folgenden Bereiche der 

Zusammenarbeit beziehen, wobei für 

maximale Synergien zwischen diesen eng 

miteinander verzahnten Bereichen gesorgt 

wird: 

In Übereinstimmung mit den in Artikel 6 

festgelegten Bedingungen zielt das 

Programm „Globale öffentliche Güter und 

Herausforderungen“ darauf ab, die 

Zusammenarbeit, den Austausch von 

Wissen und Erfahrungen sowie die 

Kapazitäten der Partnerländer zu stärken. 

Das Programm bezieht sich auf den 

Europäischen Konsens über die 

Entwicklungspolitik und die folgenden 

Bereiche der Zusammenarbeit, wobei für 

maximale Synergien zwischen diesen eng 

miteinander verzahnten Bereichen gesorgt 

wird: 

 

Änderungsantrag 69 

Vorschlag für eine Verordnung 

Anhang V – Abschnitt A – Nachhaltige Energie – Buchstabe c 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

c) Förderung der 

Energieversorgungssicherheit z. B. durch 

Diversifizierung der Quellen und 

Versorgungswege, Berücksichtigung der 

Frage der Preisschwankungen, 

Emissionsminderungspotenzial, 

Verbesserung der Märkte und Förderung 

der Energieverbundsysteme und des 

Energiehandels 

c) Förderung der 

Energieversorgungssicherheit z. B. durch 

Diversifizierung der Quellen und 

Versorgungswege, Berücksichtigung der 

Frage der Preisschwankungen, 

Emissionsminderungspotenzial, 

Verbesserung der Märkte und Förderung 

der Energieverbundsysteme und des 

offenen und fairen Handels 

 

 

Änderungsantrag 70 

Vorschlag für eine Verordnung 

Anhang V – Abschnitt A – Menschliche Entwicklung – Buchstabe a  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Förderung von Maßnahmen zur Schaffung 

von mehr und besseren Arbeitsplätzen in 

Förderung von Maßnahmen zur Schaffung 

von mehr und besseren Arbeitsplätzen in 
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Bereichen wie Steigerung der 

Wettbewerbsfähigkeit und der 

Widerstandsfähigkeit lokaler KMU und 

ihrer Integration in die Weltwirtschaft, 

Unterstützung der Entwicklungsländer im 

Hinblick auf ihre Integration in das 

multilaterale Handelssystem, 

Privatsektorentwicklung und Verbesserung 

des Unternehmensumfelds, Unterstützung 

der Entwicklung und Umsetzung von 

Strategien für Innovations- und 

Technologieförderung in der Industrie 

sowie handelspolitischer Strategien und 

Abkommen, Unterstützung regionaler 

Integrationsbemühungen, Förderung der 

Investitionsbeziehungen zwischen der EU 

und Partnerländern und -regionen, 

Mobilisierung privater und öffentlicher 

Investitionen und Zusammenarbeit durch 

den Einsatz innovativer Finanzinstrumente. 

Förderung einer umweltgerechten 

Wirtschaft, der Ressourceneffizienz, des 

nachhaltigen Verbrauchs und nachhaltiger 

Produktionsprozesse. Förderung der 

Nutzung elektronischer 

Kommunikationstechnologien als 

Hilfsmittel zur Förderung des Wachstums 

in allen Sektoren zwecks Überbrückung 

der digitalen Kluft, um einen 

angemessenen politischen und rechtlichen 

Rahmen in diesem Bereich zu schaffen und 

die Entwicklung der erforderlichen 

Infrastruktur und die Nutzung IKT-

gestützter Dienste und Anwendungen zu 

fördern 

Bereichen wie Steigerung der 

Wettbewerbsfähigkeit und der 

Widerstandsfähigkeit lokaler KMU und 

ihrem Zugang zum lokalen, nationalen, 

regionalen und Weltmärkten, 
Unterstützung der Entwicklungsländer im 

Hinblick auf ihre Integration in regionale 

und multilaterale Handelssysteme, Aufbau 

von lokalen Handwerksbetrieben, die 

Bewahrer des lokalen kulturellen Erbes 

sind, Privatsektorentwicklung, 

einschließlich Mikrokreditprogramme, 
und Verbesserung des 

Unternehmensumfelds, Unterstützung der 

Entwicklung der lokalen Wirtschaft und 

der lokalen Produktionssysteme, 

Entwicklung und Umsetzung von 

Strategien für Innovations- und 

Technologieförderung in der Industrie 

sowie auf fairem Handel beruhende 

Beziehungen, Aufbau von Kapazitäten im 

Hinblick auf die Aushandlung von 

Handelsabkommen, Unterstützung 

regionaler Integrationsbemühungen, 

Förderung der Investitionsbeziehungen 

zwischen der EU und Partnerländern und -

regionen, Mobilisierung privater und 

öffentlicher Investitionen und 

Zusammenarbeit durch den Einsatz 

innovativer Finanzinstrumente. Priorität 

sollte der Förderung des Handels mit 

nationalen Auswirkungen in den 

Partnerländern und des Handels, der 

kleinen Akteuren und den Armen zugute 

kommt, eingeräumt werden, und Hilfe für 

Handel sollte stärker zielgerichtet sein. 

Förderung einer umweltgerechten und 

integrativen Wirtschaft, der 

Ressourceneffizienz, des nachhaltigen 

Verbrauchs und nachhaltiger 

Produktionsprozesse. Förderung der 

Nutzung elektronischer 

Kommunikationstechnologien als 

Hilfsmittel zur Förderung des Wachstums 

in allen Sektoren zwecks Überbrückung 

der digitalen Kluft, um einen 

angemessenen politischen und rechtlichen 

Rahmen in diesem Bereich zu schaffen und 
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die Entwicklung der erforderlichen 

Infrastruktur und die Nutzung IKT-

gestützter Dienste und Anwendungen zu 

fördern 

 

Änderungsantrag 71 

Vorschlag für eine Verordnung 

Anhang V – Abschnitt A – Migration und Asyl – Buchstabe b 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

b) Unterstützung für eine bessere 

Steuerung der Migrationsströme in allen 

ihren Dimensionen 

b) Unterstützung für eine bessere 

Steuerung der Migrationsströme in allen 

ihren Dimensionen und besserer Schutz 

von Migranten in jeglicher Hinsicht, 

Unterstützung eines besseren Schutzes 

von Flüchtlingen und Förderung sicherer 

Einreisewege in die Union 

 

Änderungsantrag 72 

Vorschlag für eine Verordnung 

Anhang V – Abschnitt B – Absatz 2 – Buchstabe b a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 ba) stärkere Sensibilisierung der 

europäischen Verbraucher für den fairen 

und nachhaltigen Handel und Förderung 

des Zugangs von Fair-Trade-Produkten 

zu den europäischen Märkten 
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